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Geſetz-Sammlung 
für die 
Königlichen Preußiſchen Staaten. 


Inhalt: Geſetz, betreffend die Erweiterung des Stadtkreiſes Gelſenkirchen, S. 69. — Allerhöchſter 
Erlaß, betreffend die Errichtung einer Bergwerksdirektion in Dortmund, S. 100. 


(Nr. 10431.) Geſetz, betreffend die Erweiterung des Stadtkreiſes Gelſenkirchen. Vom 
31. März 1903. ; 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags Unſerer Monarchie, 
was folgt: ; 
Einziger Paragraph. i 
Die Landgemeinden Bismarck, Bulmke, Hüllen, Uckendorf, Schalke und 
Heßler werden vom 1. April 1903 ab, unter Abtrennung von dem Landkreiſe 
Gelſenkirchen, mit der Stadtgemeinde und dem Stadtkreiſe Gelſenkirchen nach 
Maßgabe der in den Anlagen unter Nr. I bis VI abgedruckten Verträge vom 
DB, November, 5. und 15. Dezember 1902 vereinigt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin im Schloß, den 31. März 1903. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bülow. Schönſtedt. v. Goßler. Gr. v. Poſadowsky. v. Tirpitz. 
| Studt. Frhr. v. Rheinbaben. v. Podbielski. Frhr. v. Hammerſtein. 
| Möller. Budde. 
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Ausgegeben zu Berlin den 16. April 1903. 


Vereinigungsvertrag. 


Dwilchen der Stadtgemeinde Gelſenkirchen und der Landgemeinde Bismarck wird 
nachſtehender Vertrag abgeſchloſſen. 


Sil 
Vom 1. April 1903 ab wird die Landgemeinde Bismarck mit der Stadt- 
gemeinde Gelſenkirchen vereinigt. 
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Mit dem Tage der Vereinigung werden die Aktiva und Paſſiva beider 
Gemeinden zu einem einheitlichen Ganzen verſchmolzen. Stiftungsvermögen bleibt 
jedoch den ſtiftungsmäßigen Zwecken nach wie vor erhalten. 


i § 3. 8 
Die für Bismarck erlaſſenen Ortsſtatute, Steuerordnungen, Reglements 

und Polizeiverordnungen bleiben einſtweilen in Kraft, bis ſie im ordnungsmäßigen 

Wege aufgehoben werden, ſofern nicht in dieſem Vertrag etwas anderes De- 


ſtimmt iſt. 
SA 


1. Bis zum il Januar 1915 bilden die jetzige Stadtgemeinde Gelſen⸗ 
kirchen und die jetzige Landgemeinde Bismarck je einen beſonderen Wahlbezirk. 


Die juriſtiſchen Perſonen, welche im Jahre 1902 in mehreren der beteiligten 


Gemeinden Wahlrecht haben, behalten ihr Wahlrecht in jedem der entſprechenden 
Wahlbezirke bis zum 1. Januar 1915; bei Bildung der Gemeindewählerliſten 
der einzelnen Bezirke iſt der auf die Geſamtſtadt entfallende Satz an direkten 
Staats- und Gemeindeſteuern einer jeden dieſer juriſtiſchen Perſonen nach dem 
gleichen Berhältniffe zu verteilen, nach welchem im Jahre 1902 der damals auf 
jede derſelben entfallende Geſamtſatz derſelben Steuerarten in den Wählerliſten 
verteilt iſt. i N 

2. In jedem Wahlbezirke entfällt für die Zeit bis zum 1. Januar 1909 
auf je 2000 der bei der Perſonenſtandsaufnahme im November 1902 ermittelten 
Einwohner ein Stadtverordneter mit der Maßgabe, daß die über ein Vielfaches 
von 2000 überſchießende Einwohnerzahl gleich 2000 gerechnet wird, wenn ſie 
mindeſtens 1000 beträgt, andernfalls aber unberückſichtigt bleibt. 


F 


Hiernach entfallen auf den jetzigen Stadtbezirk Gelſenkirchen mit 37.040 Ein⸗ 
wohnern 19 Stadtverordnete, auf Bismarck mit 22.020 Einwohnern 11 Stadt⸗ 
verordnete. 

3. Für die Zeit vom 1. Januar 1909 bis 1. Januar 1915 ſoll — ab⸗ 

geſehen von zweckmäßiger, durch die Stadtverordnetenverſammlung zu beſchließender 
Abrundung nach oben oder unten — eine Veränderung der Zahl der Stadt— 
verordneten nicht eintreten, und daher dann erneut auf Grund der im November 
1907 ſtattfindenden Perſonenſtandsaufnahme feſtgeſtellt werden, auf wie viele 
Einwohner ein Stadtverordneter und wie viele Stadtverordnete auf jeden Wahl- 
bezirk entfallen. Der Ausgleich hat bei der Wahl im November 1908 zu ge⸗ 
ſcheheu. 
4. Iſt die nach Vorſtehendem auf einen Wahlbezirk entfallende Zahl der 
Stadtverordneten durch 3 nicht teilbar, ſo iſt, je nachdem der Reſt 2 oder 1 
beträgt, entweder von der I. und III. oder von der II. Wahlabteilung je 1 Stadt: 
verordneter mehr zu wählen, als von der oder den anderen Abteilungen. 

5. Von den zuerſt — für die Zeit bis 1. Januar 1909 — zu wählenden 
Stadtverordneten (vgl. § 5) jeder Abteilung jeden Wahlbezirks ſcheidet am 1. Januar 
1905 ein Drittel und die etwa über ein Vielfaches von 3 überſchießende Zahl, 
am 1. Januar 1907 ein weiteres Drittel aus. Für jede Abteilung wird durch 
das Los beſtimmt, wer am 1. Januar 1905 und 1. Januar 1907 auszu⸗ 
ſcheiden hat. : 

Hat ein Wahlbezirk weniger als 9 Stadtverordnete, fo wird die Neihen- 
folge des Ausſcheidens ebenfalls durch das Los beſtimmt. 

Im übrigen regelt ſich das Wahlverfahren nach Titel II der Städteordnung 
für die Provinz Weſtfalen. 

Das für die Stadt Gelſenkirchen geltende Ortsſtatut vom 28. Auguſt 
1902 über die Bildung der Gemeinde-Wählerabteilungen nach dem Maßſtabe 
der Zwölftelung erhält Gültigkeit auch für die Gemeinde Bismarck und kommt 
bereits für die erſten Stadtverordnetenwahlen ($ 5) zur Anwendung. Die zukünftige 
Stadtverordnetenverſammlung ſoll in Anderung des Statuts nicht behindert ſein. 


§ 5. 

Die Wahlen zu der nach $ 4 zu bildenden Stadtverordnetenverſammlung 
können ſchon vor dem Tage der Vereinigung ſtattfinden. Die hierzu erforder— 
lichen Anordnungen hat der Erſte Bürgermeiſter von Gelſenkirchen für Bismarck 
im Einvernehmen mit dem Amtmann des Amtes Bismarck zu treffen. A 


BETH § 6. 

1. Der Erſte Bürgermeiſter Machens in Gelſenkirchen — deſſen Wahl⸗ 
periode bis zum 1. Mai 1912 läuft — verbleibt an der Spitze der Verwaltung 
der erweiterten Stadtgemeinde. Er bezieht ein Gehalt von 15 000 Mark und 
freie Dienſtwohnung, deren penſionsfähiger Wert auf 1500 Mark feſtgeſetzt wird. 
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Außerdem bezieht der Erſte Bürgermeiſter Machens eine nicht penſionsfähige Cnt- 
ſchädigung für Repräſentations- und Fuhrkoſten innerhalb des Stadtbezirkes von 
insgeſamt 3000 Mark jährlich. 

Bei ſeiner Penſionierung kommen nach dem Stadtverordnetenbeſchluſſe vom 
28. Auguſt 1902 außer der im Dienſte der Stadt Gelſenkirchen verbrachten Zeit 
6 auswärtige Dienſtjahre in Anrechnung. 

2. Der Amtmann von Eberſtein in Bismarck wird als beſoldeter Bei— 
geordneter mit ſelbſtändigem Dezernat im Dienſte der Stadtgemeinde auf 12 Jahre 
angeſtellt. Sein Gehalt wird auf 9000 Mark feſtgeſetzt. Außerdem behält er 
ſeine Dienſtwohnung im vollen bisherigen Umfange. Ihr Wert iſt bei Berech— 
nung des penſionsfähigen Dienſteinkommens mit 1000 Mark anzuſetzen. Im 
Falle ſeiner Penſionierung wird ſein Ruhegehalt in der Weiſe feſtgeſetzt, daß bei 
Berechnung der Zahl der Dienſtjahre außer den im ſtädtiſchen Dienſte ver— 
brachten Jahren auch diejenigen Jahre in Anſatz gebracht werden, welche in 
Anrechnung zu bringen geweſen wären, wenn Amtmann von Eberſtein am 
1. April 1903 in Ruheſtand getreten wäre. 

Im Range und Dienſteinkommen dürfen ihm nur der Erſte Bürgermeiſter 
Machens und, ſofern auch die Landgemeinde Schalke mit der Stadt Gelſenkirchen 
vereinigt wird und der Amtmann Kloſe in den Dienſt der Stadt tritt, dieſer 
vorgehen. Sollte erſterer ausſcheiden und Amtmann von Eberſtein nicht als 
Nachfolger gewählt werden, ſo hat er das Recht aus dem Dienſte der Stadt 
auszutreten, die alsdann verpflichtet iſt, ihm ſein jetziges Dienſteinkommen mit 
7000 Mark auf Lebenszeit zu zahlen, wogegen er jeden Anſpruch auf Penſion, 
jedoch nicht auf Witwen- und Waiſenverſorgung verliert. 

Bei Behinderung des Erſten Bürgermeiſters werden die künftigen Bei⸗ 

geordneten Kloſe, von Eberſtein und von Wedelſtaedt die Vertretung abwechſelnd 
nach näherer Beſtimmung übernehmen. Für den künftigen Beigeordneten 
von Eberſtein iſt die Genehmigung zur Führung des Titels „Bürgermeiſter“ 
nachzuſuchen. 
f 3. Die übrigen zur Zeit der Vereinigung im Dienſte des Amtes Bismarck 
und der Gemeinde Bismarck ſtehenden Beamten ſowie die Lehrperſonen gehen 
von dieſem Zeitpunkt an mit ihrem Dienſteinkommen und ihren Anſprüchen auf 
Ruhegehalt und Hinterbliebenenverſorgung in den Dienſt der erweiterten Stadt— 
gemeinde über. Läßt ſich in einzelnen Fällen eine Schädigung ihrer jetzigen 
Dienſtſtellung nicht vermeiden, ſo ſind Entſchädigungen nach billigem Ermeſſen 
durch die zukünftige Stadtverordnetenverſammlung zu bewilligen. 


9 75 
J. Der Sitz der ſtädtiſchen Hauptverwaltung verbleibt in der jetzigen Stadt 
Gelſenkirchen. à 
2. Die Sparkaſſe in Uckendorf geht in den Beſitz der erweiterten Stadt- 
gemeinde über, welche vom Tage der Vereinigung ab den Garantieverband für 
die Sparkaſſe bildet. Sie bleibt jedoch ſo lange als ſelbſtändige Sparkaſſe be⸗ 


e 


ſtehen, bis die Stadtverordnetenverſammlung die Vereinigung mit der Sparkaſſe 
in Gelſenkirchen beſchließt. 

3. Das im Abſ. 2 Geſagte gilt ſinngemäß auch von der Sparkaſſe in 
Gelſenkirchen. 5 

: 8. 

Die Art der Beſteuerung foll in der zukünftigen erweiterten Stadtgemeinde 
mit folgenden Ausnahmen gleich ſein: 

a) Solange in der jetzigen Stadt Gelſenkirchen Schulſozietäten beſtehen 
und Schulſteuern erhoben werden, ſollen dieſe den Steuerpflichtigen 
daſelbſt auf die von ihnen zu zahlenden Gemeindeſteuern angerechnet 
werden. 5 
In der jetzigen Gemeinde Uckendorf erhalten die beiden Kirchen⸗ 
gemeinden Zuſchüſſe aus der Gemeindekaſſe, die ſich auf 1 Mark für 
jeden evangeliſchen und katholiſchen Einwohner belaufen. Dieſe Zu⸗ 
ſchüſſe ſollen auch ferner aus der Stadtkaſſe gezahlt werden. Dafür 
ſind die Zuſchläge zur Einkommenſteuer derjenigen Perſonen, Geſell— 
ſchaften uſp., die nach § 33 des Kommunalabgabengeſetzes in der 
Gemeinde Uckendorf fteuerpflichtig wären, wenn diefe ſelbſtändig bliebe, 
um fo viel höher zu belaſten, daß dadurch die Ausgabe für die Zu- 

ſchüſſe gedeckt wird. Innerhalb der erſten 15 Jahre vom Tage der 
Vereinigung ab darf kein Zuſchuß an eine Kirchengemeinde gewährt 
werden, der eine Mehrbelaſtung für die Eingefeffenen von Bismarck bedingt. 
Die in der jetzigen Stadt Gelſenkirchen eingeführte Grundſteuer nach 
dem gemeinen Werte iſt — vorbehaltlich eines anderweitigen Beſchluſſes 
der künftigen Stadtverordnetenverſammlung — für den Bezirk der 
Gemeinde Bismarck nicht maßgebend. An ihrer Stelle werden Zu- 
ſchläge zur ſtaatlich veranlagten Grund- und Gebäudeſteuer von ſolcher 
Höhe erhoben, wie ſie in Gelſenkirchen zur Deckung des Solls der 
ſtädtiſchen Grundſteuer erforderlich ſein würden. 5 
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6 8.9. 

Dieſer Vertrag wird geſchloſſen in Kenntnis von den gleichzeitig zwiſchen 
der Stadtgemeinde Gelſenkirchen und den Landgemeinden Bulmke, Hüllen, 
Uckendorf geſchloſſenen Vereinigungsverträgen. Die Landgemeinde Bismarck tritt 
denſelben damit bei. 

§ 10. 

Unter dem Vorſitze des Erſten Bürgermeiſters Machens wird aus dieſem, 
den Amtmännern von Eberſtein und von Wedelſtaedt und den Herren: 

1. Direktor Leibold, i 

2. Direktor Großbüning, 

3. Generaldirektor Burgers, 

4. Dr. Wilhelms 

für Amt Bismarck, 


5. Direktor Naderhoff, 

6. Juſtizrat Greve, 

7. Sanitätsrat Dr. Falckenberg 

für Gelſenkirchen, 

8. Direktor Bingel, 

9. Gemeindevorſteher Beckmann 

für Amt Uckendorf 
eine Kommiſſion gebildet. 

Die Kommiſſion erhält von allen beteiligten Gemeinden den Auftrag und 

die Vollmacht: = 

1. bis zum Inkrafttreten der Vereinigung bindende Ubergangsbeftimmungen 
zu treffen; 

2. Beſchlüſſe der zukünftigen Stadtverordnetenverſammlung vorzubereiten; 

3. Anderungen der ſämtlichen Vereinigungsverträge vorzunehmen, welche 
von der Königlichen Staatsregierung von Aufſichts wegen gefordert 
werden; 

4. mit den Landgemeinden Schalke und Heßler über auch ihre Ber- 
einigung mit der Stadt Gelſenkirchen zu verhandeln und nach ergebnis— 
vollem Verlaufe der Verhandlungen einen Vereinigungsvertrag zu ſchließen. 

Die Kommiſſion iſt, wenn ihre Mitglieder nach den Beſtimmungen der 

Städte- oder Landgemeindeordnung ordnungsmäßig geladen find, ohne Rückſicht 
auf die Zahl der Erſchienenen beſchlußfähig. Gibt eine Kommiſſionsmitglied je 
nach feinem Wohnorte dem Erſten Bürgermeiſter in Gelſenkirchen, dem Amtmann 
vom Bismarck, dem Amtmann von Uckendorf oder dem Gemeindevorſteher von 
Heßler Nachricht von ſeiner Behinderung, ſo hat dieſer einen Stellvertreter zu 
beſtimmen und zu laden. Dieſe Ladung iſt an Formen und Friſten nicht ge— 
bunden. Die Kommiſſion faßt ihre Beſchlüſſe nach Stimmenmehrheit. i 
Das Mandat der Kommiffion erliſcht mit dem Zuſammentritte der zu- 
künftigen Stadtverordnetenverſammlung. Von jeder Sitzung der Kommiſſion ift 
unter Angabe der Tagesordnung dem Herrn Regierungspräſidenten in Arnsberg 
und dem Herrn Landrat in Gelſenkirchen Mitteilung zu machen, damit dieſe an 
den Sitzungen teilnehmen oder ſich vertreten laſſen können. - 
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Sollte die Vereinigung der Gemeinden noch nicht zum 1. April 1903 
ſtattfinden können, ſo kann durch Geſetz oder Königliche Verordnung — je nach— 
dem die Vereinigung auf dem einen oder anderen Wege zu erfolgen hat — ein 
anderer Zeitpunkt für die Vereinigung feſtgeſetzt werden. Geſchieht dies, ſo tritt 
überall, wo in dieſem Vertrage vom 1. April 1903 die Rede iſt, an deſſen 
Stelle der anderweit feſtgeſetzte Zeitpunkt. 

Gelſenkirchen, den 20. November 1902. 

(Folgen Unterſchriften.) 


II. 


Vereinigungsvertrag. 


Di Ne ee E 
Owiſchen der Stadtgemeinde Gelſenkirchen und der Landgemeinde Bulmke wird 
nachſtehender Vertrag abgeſchloſſen. 


637, 

Vom 1. April 1903 ab wird die Landgemeinde Bulmke mit der Stadt⸗ 
gemeinde Gelſenkirchen vereinigt. 
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Mit dem Tage der Vereinigung werden die Aktiva und Paſſiva beider 
Gemeinden zu einem einheitlichen Ganzen verſchmolzen. Stiftungsvermögen 
bleibt jedoch den ſtiftungsmäßigen Zwecken nach wie vor erhalten. 


§ 3. 

Die für Bulmke erlaſſenen Ortsſtatute, Steuerordnungen, Reglements und 
Polizeiverordnungen bleiben einſtweilen in Kraft, bis ſie im ordnungsmäßigen 
Wege aufgehoben werden, ſofern nicht in dieſem Vertrag etwas anderes be⸗ 
ſtimmt iſt. f 
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1. Bis zum 1. Januar 1915 bilden die jetzige Stadtgemeinde Gelſen— 
kirchen und die jetzige Landgemeinde Bulmke je einen beſonderen Wahlbezirk. 

Die juriſtiſchen Perſonen, welche im Jahre 1902 in mehreren der De- 


teiligten Gemeinden Wahlrecht haben, behalten ihr Wahlrecht in jedem der ent— 
ſprechenden Wahlbezirke bis zum 1. Januar 1915 bei Bildung der Gemeinde- 


wählerliſten der einzelnen Bezirke iſt der auf die Geſamtſtadt entfallende Satz 
an direkten Staats- und Gemeindeſteuern einer jeden dieſer juriſtiſchen Perſonen 
nach dem gleichen Verhältniſſe zu verteilen, nach welchem im Jahre 1902 der 
damals auf jede derſelben entfallende Geſamtſatz derſelben Steuerarten in den 


Wählerliſten verteilt ift. 


2. In jedem Wahlbezirk entfällt für die Zeit bis zum 1. Januar 1909 
auf je 2000 der bei der Perſonenſtandsaufnahme im November 1902 ermittelten 
Einwohner ein Stadtverordneter mit der Maßgabe, daß die über ein Vielfaches 
von 2000 überſchießende Einwohnerzahl gleich 2000 gerechnet wird wenn ſie 
mindeſtens 1000 beträgt, andernfalls aber unberückſichtigt bleibt. ; 
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Hiernach entfallen auf den jetzigen Stadtbezirk Gelſenkirchen mit 37 040 Ein- 
women 19 Stadtverordnete, auf Bulmke mit 12 268 Einwohnern 6 Stadt: 
verordnete. 

3. Für die Zeit vom 1. Januar 1909 bis 1. Januar 1915 ſoll — ab⸗ 
geſehen von zweckmäßiger, durch die Stadtverordnetenverſammlung zu beſchließender 
Abrundung nach oben oder unten — eine Veränderung der Zahl der Stadt— 
verordneten nicht eintreten, und daher dann erneut auf Grund der im November 1907 
ſtattfindenden Perſonenſtandsaufnahme feſtgeſtellt werden, auf wie viele Einwohner 
ein Stadtverordneter und wie viele Stadtverordnete auf jeden Wahlbezirk ent— 
fallen. Der Ausgleich hat bei der Wahl im November 1908 zu geſchehen. 

4. Iſt die nach Vorſtehendem auf einen Wahlbezirk entfallende Zahl der 
Stadtverordneten durch 3 nicht teilbar, fo ift, je nachdem der Neft 2 oder 1 pez 
trägt, entweder von der I. und III. oder von der II. Wahlabteilung je 1 Stadt- 
verordneten mehr zu wählen, als von der oder den anderen Abteilungen. 

5. Von den zuerſt — für die Zeit bis 1. Januar 1909 — zu wählenden 
Stadtverordneten (vgl. § 5) jeder Abteilung jeden Wahlbezirkes ſcheidet am 1. Jaz 
nuar 1905 ein Drittel und die etwa über ein Vielfaches von 3 überſchießende 
Zahl, am 1. Januar 1907 ein weiteres Drittel aus. Für jede Abteilung wird 
durch das Los beſtimmt, wer am 1. Januar 1905 und 1. Januar 1907 aus⸗ 
zuſcheiden hat. n 

Hat ein Wahlbezirk weniger als 9 Stadtverordnete, ſo wird die Reihen— 
folge des Ausſcheidens ebenfalls durch das Los beſtimmt. Im übrigen regelt ſich 
das Wahlverfahren nach Titel II der Städteordnung für die Provinz Weſtfalen. 

6. Das für die Stadt Gelſenkirchen geltende Ortsſtatut vom 28. Auguſt 
1902 über die Bildung der Gemeindewählerabteilungen nach dem Maßſtabe der 
Zwölftelung erhält Gültigkeit auch für die Gemeinde Bulmke und kommt bereits 
für die erſten Stadtverordnetenwahlen, ($ 5) zur Anwendung. Die zukünftige 
Stadtverordnetenverſammlung foll in Anderung des Statuts nicht behindert fein. 


SB 
Die Wahlen zu der nach § 4 zu bildenden Stadtverordnetenverſammlung 
können ſchon vor dem Tage der Vereinigung ſtattfinden. Die hierzu erforder— 
lichen Anordnungen hat der Erſte Bürgermeiſter von Gelſenkirchen für Bulmke 
im Einvernehmen mit dem Amtmann des Amtes Bismarck zu treffen. 


§ 6. 

1. Der Erſte Bürgermeiſter Machens in Gelfenfirchen — deſſen Wahl— 
periode bis zum 1. Mai 1912 läuft — verbleibt an der Spitze der Verwaltung 
der erweiterten Stadtgemeinde. Er bezieht ein Gehalt von 15000 Mark und 
freie Dienſtwohnung, deren penſionsfähiger Wert auf 1500 Mark feſtgeſetzt wird. 

Außerdem bezieht der Erſte Bürgermeiſter Machens eine nicht penſionsfähige 
Entſchädigung für Repräſentationskoſten und Fuhrkoſten innerhalb des Stadt- 
bezirkes von insgeſamt 3000 Mark jährlich. 


# | 
„ Bei ſeiner Penſionierung kommen nach dem Stadtverordnetenbeſchluſſe vom 
„ Auguſt 1902 außer der im Dienſte der Stadt Gelſenkirchen verbrachten Zeit 


ichs auswärtige Dienſtjahre in Anrechnung. 

2. Der Amtmann von Eberſtein in Bismarck wird als beſoldeter Bei⸗ 
geordneter mit ſelbſtändigem Dezernat im Dienſte der Stadtgemeinde auf 
12 Jahre angeſtellt. Sein Gehalt wird auf 9000 Mark feſtgeſetzt. Außerdem 
behält er ſeine Dienſtwohnung im vollen bisherigen Umfange. Ihr Wert iſt 
bei Berechnung des penſionsfähigen Dienſteinkommens mit 1.000 Mark anzuſetzen. 
Im Falle ſeiner Penſionierung wird ſein Ruhegehalt in der Weiſe feſtgeſetzt, 

daß bei Berechnung der Zahl der Dienſtjahre außer den im ſtädtiſchen Dienſte 
verbrachten Jahren auch diejenigen Jahre in Anſatz gebracht werden, welche in 
Anrechnung zu bringen geweſen wären, wenn Aumann von Eberſtein am 
1. April 1903 in Ruheſtand getreten wäre. 

Im Range und Dienſteinkommen dürfen ihm nur der Erſte Bürgermeiſter 
Machens und, ſofern auch die Landgemeinde Schalke mit der Stadt Gelſenkirchen 
vereinigt wird und der Amtmann Kloſe in den Dienſt der Stadt tritt, dieſer 
vorgehen. Sollte erſterer ausſcheiden und Amtmann von Eberſtein nicht als 
Nachfolger gewählt werden, ſo hat er das Recht, aus dem Dienſte der Stadt 
auszutreten, die alsdann verpflichtet iſt, ihm ſein jetziges Dienſteinkommen mit 

| 7000 Mark auf Lebenszeit zu zahlen, wogegen er jeden Anſpruch auf Wenfton, 

| jedoch nicht auf Witwen- und Waiſenverſorgung verliert. f 
. Bei Behinderung des Erſten Bürgermeiſters werden die künftigen Beigeord— 

neten Kloſe, von Eberſtein und von Wedelſtaedt die Vertretung abwechſelnd nach 

| näherer Beſtimmung übernehmen. Für den künftigen Beigeordneten von Eberſtein 
iſt die Genehmigung zur Führung des Titels „Bürgermeiſter“ nachzuſuchen. 

3. Die übrigen zur Zeit der Vereinigung im Dienſte des Amtes Bismarck 
und der Gemeinde Bulmke ſtehenden Beamten ſowie die Lehrperſonen gehen von 
dieſem Zeitpunkt an mit ihrem Dienſteinkommen und ihren Anſprüchen auf 
Ruhegehalt und Hinterbliebenenverſorgung in den Dienſt der erweiterten Stadt- 
gemeinde über. Läßt ſich in einzelnen Fällen eine Schädigung ihrer jetzigen 
Dienſtſtellung nicht vermeiden, ſo ſind Entſchädigungen nach billigem Ermeſſen 
durch die zukünftige Stadtverordnetenverſammlung zu bewilligen. 


STE 

1. Der Sitz der ſtädtiſchen Hauptverwaltung verbleibt in der jetzigen 
Stadt Gelſenkirchen. $ 
2. Die Sparkaſſe in Ückendorf geht in den Beſitz der erweiterten Stadt— 
gemeinde über, welche vom Tage der Vereinigung ab den Garantieverband für 
die Sparkaſſe bildet. Sie bleibt jedoch ſo lange als ſelbſtändige Sparkaſſe be- 
ſtehen, bis die Stadtverordnetenverſammlung die Vereinigung mit der Sparkaſſe 
in Gelſenkirchen beſchließt. 

3. Das im Abſ. 2 Geſagte gilt ſinngemäß auch von der Sparkaſſe in 
Gelſenkirchen. 
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Die Art der Beſteuerung ſoll in der zukünftigen erweiterten Stadtgemeinde 
mit folgenden Ausnahmen gleich ſein: 

a) Solange in der jetzigen Stadt Gelſenkirchen Schulſozietäten beſtehen und 
Schulſteuern erhoben werden, ſollen dieſe den Steuerpflichtigen daſelbſt 
auf die von ihnen zu zahlenden Gemeindeſteuern angerechnet werden. 
In der jetzigen Gemeinde Ückendorf erhalten die beiden Kirchengemeinden 
Zuſchüſſe aus der Gemeindekaſſe, die ſich auf 1 Mark für jeden 
evangeliſchen und katholichen Einwohner belaufen. Dieſe Zuſchüſſe 
ſollen auch ferner aus der Stadtkaſſe gezahlt werden. Dafür ſind die 
Zuſchläge zur Einkommenſteuer derjenigen Perſonen, Geſellſchaften uſw., 
die nach $ 33 des Kommunmalabgabengeſetzes in der Gemeinde Uckendorf 
ſteuerpflichtig wären, wenn dieſe ſelbſtändig bliebe, um ſo viel höher zu 
belaſten, daß dadurch die Ausgabe für die Zuſchüſſe gedeckt wird. 
c) Die in der jetzigen Stadt Gelſenkirchen eingeführte Grundſteuer nach 

dem gemeinſamen Werte ift — vorbehaltlich eines anderweitigen Bez 
ſchluſſes der künftigen Stadtverordnetenverſammlung — für den Bezirk 
der Gemeinde Bulmke nicht maßgebend. An ihrer Stelle werden Zu⸗ 
ſchläge zur ſtaatlich veranlagten Grund- und Gebäudeſteuer von ſolcher 
Höhe erhoben, wie ſie in Gelſenkirchen zur Deckung des Solls der 
ſtädtiſchen Grundſteuer erforderlich ſein würden. 


= 


| $9. = 
Dieſer Vertrag wird geſchloſſen in Kenntnis von den gleichzeitig zwiſchen 
der Stadtgemeinde Gelſenkirchen und den Landgemeinden Bismarck, Hüllen, 
Uckendorf geſchloſſenen Vereinigungsverträgen. Die Landgemeinde Bulmke tritt 
denſelben damit bei. b 


| § 10. 
Unter dem Vorſitze des Erſten Bürgermeiſters Machens wird aus dieſem, 
den Amtmännern von Eberſtein und von Wedelſtaedt und den Herren: 
1. Direktor Naderhoff, 
2. Juſtizrat Greve, 
3. Sanitätsrat Dr. Falckenberg 
für Gelſenkirchen, 
4. Direktor Leibold, 
5. Direktor Großhüning, 
6 
7 


3. Generaldirektor Burgers, 
Dr. Wilhelms 
für Amt Bismarck, 
Direktor Bingel, 
. Gemeindevorfteher Beckmann 
für Amt Uckendorf 
eine Kommiſſion gebildet. 


S oo 


Dieſe Kommiſſion erhält von allen beteiligten Gemeinden den Auftrag und 
die Vollmacht: ; € 

1. bis zum Inkrafttreten der Vereinigung bindende Übergangsbeftimmungen 

zu treffen; 5 
2. Beſchlüſſe der zukünftigen Stadtverordnetenverſammlung vorzubereiten; 
3. Anderungen der ſämtlichen Vereinigungsverträge vorzunehmen, welche 

von der Königlichen Staatsregierung von Aufſichts wegen gefordert 
werden; 

4. mit den Landgemeinden Schalke und Heßler über auch ihre Vereinigung 

mit der Stadt Gelſenkirchen zu verhandeln und nach ergebnisvollem 
Verlaufe der Verhandlungen einen Vereinigungsvertrag zu ſchließen. 

Die Kommiſſion iſt, wenn ihre Mitglieder nach den Beſtimmungen der 
Städte- oder Landgemeindeordnung ordnungsmäßig geladen find, ohne Rückſicht 
auf die Zahl der Erſchienenen beſchlußfähig. Gibt ein Kommiſſionsmitglied je 
nach feinem Wohnorte dem Erſten Bürgermeiſter in Gelſenkirchen, dem Amt- 
mann von Bismarck, dem Amtmann von Uckendorf oder dem Gemeindevorſteher 
von Heßler Nachricht von ſeiner Behinderung, ſo hat dieſer einen Stellvertreter 
zu beſtimmen und zu laden. Dieſe Ladung iſt an Formen und Friſten nicht 
gebunden. Die Kommiſſion faßt ihre Beſchlüſſe nach Stimmenmehrheit. 
Das Mandat der Kommiſſion erliſcht mit dem Zuſammentritte der zu- 
künftigen Stadtverordnetenverſammlung. i 

Von jeder Sitzung der Kommiſſion ift unter Angabe der Tagesordnung 
dem Herrn Regierungspräſidenten in Arnsberg und dem Herrn Landrat in Gelfen- 
kirchen Mitteilung zu machen, damit dieſe an den Sitzungen teilnehmen oder ſich 
vertreten laſſen können. 

Den Gemeinden Bulmke und Hüllen wird der Ausbau einer anbaufähigen, 
nur zu einem Teile fertig geſtellten Verbindungsſtraße mit Wanne im Zuge der 
Philippa Ridder- und Bismarck⸗Straße bis zur Wanner Gemeindegrenze inner- 
halb 8 Jahren garantiert. f 

; § 11. 

Sollte die Vereinigung der Gemeinden noch nicht zum 1. April 1903 
ſtattfinden können, fo kann durch Geſetz oder Königliche Verordnung — je nach- 
dem die Vereinigung auf dem einen oder anderen Wege zu erfolgen hat — ein 
anderer Zeitpunkt für die Vereinigung feſtgeſetzt werden. Geſchieht dies, ſo tritt 
überall, wo in dieſem Vertrage vom 1. April 1903 die Rede iſt, an deſſen 
Stelle der anderweit feſtgeſetzte Zeitpunkt. 


Gelſenkirchen, den 20. November 1902, 


(Folgen Unterſchriften.) 


15. 


III. 


Vereinigungsvertrag. 


Zwiſchen der Stadtgemeinde Gelſenkirchen und der Landgemeinde Hüllen wird 
nachſtehender Vertrag abgeſchloſſen. 


Sl 
Vom 1. April 1903 ab wird die Landgemeinde Hüllen mit der Stadt- 
gemeinde Gelſenkirchen vereinigt. l 
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Mit dem Tage der Vereinigung werden die Aktiva und Paſſiva beider 
Gemeinden zu einem einheitlichen Ganzen verſchmolzen. Stiftungsvermögen bleibt 
jedoch den ſtiftungsmäßigen Zwecken nach wie vor erhalten. 


N 3. 

Die für Hüllen erlaſſenen Ortsſtatute, Steuerordnungen, Reglements und 
Polizeiverordnungen bleiben einſtweilen in Kraft, bis ſie im ordnungsmäßigen 
Wege aufgehoben werden, ſofern nicht in dieſem Vertrage etwas anderes be- 
ſtimmt iſt. 

SA. 


1. Bis zum 1. Januar 1915 bilden die jetzige Stadtgemeinde Gelſen⸗ 
kirchen und die jetzige Landgemeinde Hüllen je einen beſonderen Wahlbezirk. Die 
juriſtiſchen Perſonen, welche im Jahre 1902 in mehreren der beteiligten Gemeinden 
Wahlrecht haben, behalten ihr Wahlrecht in jedem der entſprechenden Wahl- 
bezirke bis zum 1. Januar 1915; bei Bildung der Gemeindewählerliſten der 
einzelnen Bezirke ift der auf die Geſamtſtadt entfallende Satz an direkten Staats- 
und Gemeindeſteuern einer jeden dieſer juriſtiſchen Perſonen nach dem gleichen 
Verhältniſſe zu verteilen, nach welchem im Jahre 1902 der damals auf jede 
derſelben entfallende Geſamtſatz derſelben Steuerarten in den Wählerliſten ver- 
teilt iſt. i a 

2. In jedem Wahlbezirk entfällt für die Zeit bis zum 1. Januar 1909 
auf je 2000 der bei der Perſonenſtandsaufnahme im November 1902 ermittelten 
Einwohner ein Stadtverordneter mit der Maßgabe, daß die über ein Vielfaches 
von 2000 überſchießende Einwohnerzahl gleich 2000 gerechnet wird, wenn ſie 
mindeſtens 1000 beträgt, anderenfalls aber unberückſichtigt bleibt. 


Hiernach entfallen auf den jetzigen Stadtbezirk Gelſenkirchen mit 37 040 Cin- 
wohnern 19 Stadtverordnete, auf Hüllen mit 6 938 Einwohnern 3 Stadtverordnete. 

3. Für die Zeit vom 1. Januar 1909 bis zum 1. Januar 1915 ſoll — 
abgeſehen von zweckmäßiger, durch die Stadtverordnetenverſammlung zu be⸗ 
ſchließender Abrundung nach oben oder unten — eine Veränderung der Zahl 
der Stadtverordneten nicht eintreten, und daher dann erneut auf Grund der im 
November 1907 ſtattfindenden Perſonenſtandsaufnahme feſtgeſtellt werden, auf 
wie viele Einwohner ein Stadtverordneter und wie viele Stadtverordnete auf 
jeden Wahlbezirk entfallen. Der Ausgleich hat bei der Wahl im November 1908 
zu geſchehen. ö 

4. Iſt die nach vorſtehendem auf einen Wahlbezirk entfallende Zahl der 
Stadtverordneten durch 3 nicht teilbar, ſo iſt, je nachdem der Reſt 2 oder 1 
beträgt, entweder von der I. und III. oder von der II. Wahlabteilung je ein 
Stadtverordneter mehr zu wählen als von der oder den anderen Abteilungen. 

5. Von den zuerſt — für die Zeit bis 1. Januar 1909 — zu wählenden 
Stadtverordneten (vgl. § 5) jeder Abteilung jeden Wahlbezirkes ſcheidet am 
1. Januar 1905 ein Drittel und die etwa über ein Vielfaches von 3 über 
ſchießende Zahl, am 1. Januar 1907 ein weiteres Drittel aus. Für jede Ab⸗ 
teilung wird durch das Los beſtimmt, wer am 1. Januar 1905 und 1. Januar 
1907 auszuſcheiden hat. 

Hat ein Wahlbezirk weniger als 9 Stadtverordnete, ſo wird die Reihen⸗ 
folge des Ausſcheidens ebenfalls durch das Los beſtimmt. 

Im übrigen regelt ſich das Wahlverfahren nach Titel II der Städteordnung 
für die Provinz Weſtfalen. 

6. Das für die Stadt Gelſenkirchen geltende Ortsſtatut vom 28. Auguſt 
1902 über die Bildung der Gemeindewählerabteilungen nach dem Maßſtabe der 
Zwölftelung erhält Gültigkeit auch für die Gemeinde Hüllen und kommt bereits 
für die erſten Stadtverordnetenwahlen, ($ 5) zur Anwendung. Die zukünftige 
Stadtverordnetenverſammlung foll in Anderung des Statuts nicht behindert ſein. 


§ 5. 

Die Wahlen zu der nach § 4 zu bildenden Stadtverordnetenverſammlung 
können ſchon vor dem Tage der Vereinigung ſtattfinden. Die hierzu erforder- 
lichen Anordnungen hat der Erſte Bürgermeiſter von Gelſenkirchen, für Hüllen 
im Einvernehmen mit dem Amtmanne des Amtes Bismarck, zu treffen. 


§ 6. 

1. Der Erſte Bürgermeiſter Machens in Gelſenkirchen — deſſen Wahl⸗ 
periode bis zum 1. Mai 1912 läuft — verbleibt an der Spitze der Verwaltung 
der erweiterten Stadtgemeinde. Er bezieht ein Gehalt von 15000 Mark und 
freie Dienſtwohnung, deren penſionsfähiger Wert auf 1500 Mark feſtgeſetzt 
wird. Außerdem bezieht der Erſte Bürgermeiſter Machens eine nicht penſions— 
fähige Entſchädigung für Repräſentations⸗ und Fuhrkoſten innerhalb des Stadt— 
bezirkes von insgeſamt 3000 Mark jährlich. 


Bei feiner Penſionierung kommen nach dem Stadtverordnetenbeſchluſſe vom 
28. Auguſt 1902 außer der im Dienſte der Stadt Gelſenkirchen verbrachten Zeit 
6 auswärtige Dienſtjahre in Anrechnung. } i 

2, Der Amtmann von. Eberftein in Bismarck wird als beſoldeter Bei— 
geordneter mit ſelbſtändigem Dezernate im Dienſte der Stadtgemeinde auf 
12 Jahre angeſtellt. Sein Gehalt wird auf 9000 Mark feſtgeſetzt. Außerdem 
behält er ſeine Dienſtwohnung im vollen bisherigen Umfange. Ihr Wert iſt 
bei Berechnung des penſionsfähigen Dienſteinkommens mit 1000 Mark anzuſetzen. 
Im Falle ſeiner Penſionierung wird ſein Ruhegehalt in der Weiſe feſtgeſetzt, daß 
bei Berechnung der Zahl der Dienſtjahre außer den im ſtädtiſchen Dienſte ver— 
brachten Jahren auch diejenigen Jahre in Anſatz gebracht werden, welche in An— 
rechnung zu bringen geweſen wären, wenn Amtmann von Eberſtein am 1. April 1903 
in Ruheſtand getreten wäre. 

Inm Range und Dienſteinkommen dürfen ihm nur der Erſte Bürgermeiſter 
Machens und, ſofern auch die Landgemeinde Schalke mit der Stadt Gelſenkirchen 
vereinigt wird und der Amtmann Kloſe in den Dienſt der Stadt tritt, dieſer 
vorgehen. Sollte erſterer ausſcheiden und Amtmann von Eberftein nicht als 
Nachfolger gewählt werden, ſo hat er das Recht, aus dem Dienſte der Stadt 
auszutreten, die alsdann verpflichtet iſt, ihm ſein jetziges Dienſteinkommen mit 
7000 Mark auf Lebenszeit zu zahlen, wogegen er jeden Anſpruch auf Penſion, 
jedoch nicht auf Witwen- und Waiſenverſorgung verliert. 

Bei Behinderung des Erſten Bürgermeiſters werden die künftigen Bei⸗ 
geordneten Kloſe, von Eberſtein und von Wedelſtaedt die Vertretung abwechſelnd nach 
näherer Beſtimmung übernehmen. Für den künftigen Beigeordneten von Eberſtein 
ijt die Genehmigung zur Führung des Titels „Bürgermeiſter“ nachzuſuchen. 

3. Die übrigen zur Zeit der Vereinigung im Dienſte des Amtes Bismarck 
und der Gemeinde Hüllen ſtehenden Beamten ſowie die Lehrperſonen gehen von 
dieſem Zeitpunkt an mit ihrem Dienſteinkommen und ihren Anſprüchen auf 
Ruhegehalt und Hinterbliebenenverſorgung in den Dienſt der erweiterten Stadt⸗ 
gemeinde über. Läßt ſich in einzelnen Fällen eine Schädigung ihrer jetzigen 
Dienſtſtellung nicht vermeiden, ſo ſind Entſchädigungen nach billigem Ermeſſen 
durch die zukünftige Stadtverordnetenverſammlung zu bewilligen. 


| SER 

1. Der Sitz der ſtädtiſchen Hauptverwaltung verbleibt in der jetzigen 
Stadt Gelſenkirchen. $ f 

2. Die Sparkaſſe in Uckendorf geht in den Beſitz der erweiterten Stadt— 
gemeinde über, welche vom Tage der Vereinigung ab den Garantieverband für 
die Sparkaſſe bildet. Sie bleibt jedoch ſo lange als ſelbſtändige Sparkaſſe be⸗ 
ſtehen, bis die Stadtverordnetenverſammlung die Vereinigung mit der Sparkaſſe 
in Gelſenkirchen beſchließt. ; | 
3. Das im Abf. 2 Geſagte gilt ſinngemäß auch von der Sparkaſſe in 
Gelſenkirchen. : PLAN „ 


8. 
Die Art der Beſteuerung ſoll in der zukünftigen erweiterten Stadtgemeinde 
mit folgenden Ausnahmen gleich fein: 
a) Solange in der jetzigen Stadt Gelſenkirchen Schulfogielitien beſtehen 
und Schulſteuern erhoben werden, ſollen dieſe den Steuerpflichtigen 
daſelbſt auf die von ihnen zu zahlenden Gemeindeſteuern angerechnet werden. 
b) In der jetzigen Gemeinde Uckendorf erhalten die beiden Kirchengemeinden 
Zuſchüſſe aus der Gemeindekaſſe, die ſich auf 1 Mark für jeden evan⸗ 
geliſchen und katholiſchen Einwohner belaufen. Dieſe Zuſchüſſe ſollen 
auch ferner aus der Stadtkaſſe gezahlt werden. Dafür find die Zus 
ſchläge zur Einkommenſteuer derjenigen Perſonen, Geſellſchaften uſw., 
die nach § 33 des Kommunalabgabengeſetzes in der Gemeinde Ückendorf 
ſteuerpflichtig wären, wenn dieſe ſelbſtändig bliebe, um ſo viel höher 
zu belaſten, daß dadurch die Ausgabe für die Zuſchüſſe gedeckt wird. 
Die in der jetzigen Stadt Gelſenkirchen eingeführte Grundſteuer nach 
dem gemeinen Werte iſt — vorbehaltlich eines anderweitigen Beſchluſſes 
der künftigen Stadtverordnetenverſammlung — für den Bezirk der 
Gemeinde Hüllen nicht maßgebend. An ihrer Stelle werden Zuſchläge 
| zur ſtaatlich veranlagten Grund- und Gebäudeſteuer von ſolcher Höhe 
i erhoben, wie fie in Gelſenkirchen zur Deckung des Solls der e 
Grundſteuer erforderlich ſein würden. 


$ 9. 

Dieſer Vertrag wird geſchloſſen in Kenntnis von den gleichzeitig zwiſchen 
der Stadtgemeinde Gelſenkirchen und den Landgemeinden Bismarck, Bulmke, 
Uckendorf geſchloſſenen Vereinigungsverträgen. Die Landgemeinde Hüllen tritt 

denſelben damit bei. 


c 
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| 
| 9 10 
| Unter dem Vorſitze des Erſten Bürgermeiſters Machens wird aus dieſem, 
den Amtmännern von Eberſtein und von Wedelſtaedt und den Sn 
1. Direktor Naderhoff, 
2. Juſtizrat Greve, 
3. Sanitätsrat Dr. Falckenberg 
für Gelſenkirchen, 
4. Direktor Leibold, 
| 5. Direktor Großbüning, 
6. Generaldirektor Burgers, 
7 Wilhelms 
für Amt Bismarck, 
8. Direktor Bingel, 
9. Gemeindevorſteher Beckmann 
für Amt Ückendorf 
eine Kommiſſion gebildet. 


Dieſe Kommiffion erhält von allen beteiligten Gemeinden den Auftrag und 
die Vollmacht: i 

1. bis zum Inkrafttreten der Bereinigung bindende Übergangsbeſtimmungen. 

zu treffen 5 
Beſchlüſſe der zukünftigen Stadtverordnetenverſammlung vorzubereiten; 
Anderungen der ſämtlichen Vereinigungsverträge vorzunehmen, welche 
von der Königlichen Staatsregierung von Aufſichtswegen gefordert 
werden; 
4. mit den Landgemeinden Schalke und Heßler über auch ihre Vereinigung 
mit der Stadt Gelſenkirchen zu verhandeln und nach ergebnisvollem 
Verlaufe der Verhandlungen einen Vereinigungsvertrag zu ſchließen. 

Die Kommiſſion iſt, wenn ihre Mitglieder nach den Beſtimmungen der 
Städte- oder Landgemeindeordnung ordnungsmäßig geladen find, ohne Rückſicht 
auf die Zahl der Erſchienenen beſchlußfähig. Gibt ein Kommiſſionsmitglied je nach 
ſeinem Wohnorte dem Erſten Bürgermeiſter in Gelſenkirchen, dem Amtmann von 
Bismarck, den Amtmann von Uckendorf oder dem Gemeindevorſteher von Heßler 
Nachricht von ſeiner Behinderung, ſo hat dieſer einen Stellvertreter zu beſtimmen 
und zu laden. Dieſe Ladung iſt an Formen und Friſten nicht gebunden. Die 
Kommiſſion faßt ihre Beſchlüſſe nach Stimmenmehrheit. 

Das Mandat der Kommiſſion erliſcht mit. dem Zuſammentritte der zu⸗ 
künftigen Stadtverordnetenverſammlung. Von jeder Sitzung der Kommiſſion ift 
unter Angabe der Tagesordnung dem Herrn Regierungspräſidenten in Arnsberg 
und dem Herrn Landrat in Gelſenkirchen Mitteilung zu machen, damit dieſe an 
den Sitzungen teilnehmen oder ſich vertreten laſſen können. 

Den Gemeinden Bulmke und Hüllen wird der Ausbau einer anbaufähigen, 
nur zu einem Teile fertiggeſtellten Verbindungsſtraße mit Wanne im Zuge der 
Philipp⸗Ridderſtraße — Bismarckſtraße bis zur Wanner Gemeindegrenze innerhalb 
8 Jahren garantiert. i 


wm 


Y E 
Sollte die Vereinigung der Gemeinden noch nicht zum 1. April 1903 
ſtattfinden können, ſo kann durch Geſetz oder Königliche Verordnung — je nach— 
dem die Vereinigung auf dem einen oder anderen Wege zu erfolgen hat — ein. 
anderer Zeitpunkt für die Vereinigung feſtgeſetzt werden. Geſchieht dies, fo tritt 
überall, wo in dieſem Vertrage vom 1. April 1903 die Rede iſt, an deſſen 


Stelle der anderweit feſtgeſetzte Zeitpunkt. 


Gelſenkirchen, den 20. November 1902. 


(Folgen Unterf chriften.) N a 


Vereinigungsvertrag. 


Owiſchen der Stadtgemeinde Gelſenkirchen und der Landgemeinde Ückendorf wird 
nachſtehender Vertrag abgeſchloſſen: 


§1. 
Vom 1. April 1903 ab wird die Landgemeinde Uckendorf mit der Stadt- 
gemeinde Gelſenkirchen vereinigt. ; 
§ 2. 


Mit dem Tage der Vereinigung werden die Aktiva und Paſſiva beider 
Gemeinden zu einem einheitlichen Ganzen verſchmolzen. Stiftungsvermögen bleibt 
jedoch den ſtiftungsmäßigen Zwecken nach wie vor erhalten. 


N 

Die für Uckendorf erlaſſenen Ortsſtatute, Steuerordnungen, Reglements 
und Poltzeiverordnungen bleiben einſtweilen in Kraft, bis ſie im ordnungsmäßigen 
Wege aufgehoben werden, ſofern nicht in dieſem Vertrage etwas anderes be— 
ſtimmt iſt. 

§ 4. 

1. Bis zum 1. Januax 1915 bilden die jetzige Gemeinde Gelſenkirchen 
und die jetzige Landgemeinde Uckendorf je einen beſonderen Wahlbezirk. 

; Die juriſtiſchen Perſonen, welche im Jahre 1902 in mehreren der be— 
teiligten Gemeinden Wahlrecht haben, behalten ihr Wahlrecht in jedem der ent— 
ſprechenden Wahlbezirke bis zum 1. Januar 1915, bei Bildung der Gemeinde— 
wählerliſten der einzelnen Bezirke iſt der auf die Geſamtſtadt entfallende Satz an 
direkten Staats- und Gemeindeſteuern einer jeden dieſer juriſtiſchen Perſonen nach 
dem gleichen Verhältniſſe zu verteilen, nach welchem im Jahre 1902 der damals 
auf jede derſelben entfallende Geſamtſatz derſelben Steuerarten in den Wähler⸗ 
liſten verteilt iſt. 

2. In jedem Wahlbezirk entfällt für die Zeit bis zum 1. Januar 1909 
auf je 2000 der bei der Perſonenſtandsaufnahme im November 1902 ermittelten 
Einwohner ein Stadtverordneter mit der Maßgabe, daß die über ein Vielfaches 
von 2000 überſchießende Einwohnerzahl gleich 2000 gerechnet wird, wenn ſie 
mindeſtens 1000 beträgt, anderenfalls aber unberückſichtigt bleibt. 
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Hiernach entfallen auf den jetzigen Stadtbezirk Gelſenkirchen mit 37.040 Ein: 
wohnern 19 Stadtverordnete, auf Uckendorf mit 22753 Einwohnern 11 Stadt— 
verordnete. ; 

3. Für die Zeit vom 1. Januar 1909 bis 1. Januar 1915 foll — ab- 
geſehen von zweckmäßiger, durch die Stadtverordnetenverſammlung zu beſchließender 
Abrundung nach oben oder unten — eine Veränderung der Zahl der Stadt— 
verordneten nicht eintreten, und daher dann erneut auf Grund der im November 
1907 ſtattfindenden Perſonenſtandsaufnahme feſtgeſtellt werden, auf wie viele 
Einwohner ein Stadtverordneter und wie viele Stadtverordnete auf jeden Wahl- 
bezirk entfallen. Der Ausgleich hat bei der Wahl im November 1908 zu geſchehen. 

4. Iſt die nach Vorſtehendem auf einen Wahlbezirk entfallende Zahl der 
Stadtverordneten durch 3 nicht teilbar, ſo iſt, je nachdem der Reſt 2 oder 1 
beträgt, entweder von der I. und III. oder von der II. Wahlabteilung je 1 Stadt⸗ 
verordneter mehr zu wählen, als von der oder den anderen Abteilungen. 

5. Von den zuerſt — für die Zeit bis 1. Januar 1909 — zu wählenden 
Stadtverordneten (vgl. § 5) jeder Abteilung jeden Wahlbezirkes ſcheidet am 
1. Januar 1905 ein Drittel und die etwa über ein Vielfaches von 3 über— 
ſchießende Zahl, am 1. Januar 1907 ein weiteres Drittel aus. Für jede Mb- 
teilung wird durch das Los beſtimmt, wer am 1. Januar 1905 und 1. Januar 
1907 auszuſcheiden hat. 

Hat ein Wahlbezirk weniger als 9 Stadtverordnete, ſo wird die Reihen— 
folge des Ausſcheidens ebenfalls durch das Los beſtimmt. 

Im übrigen regelt ſich das Wahlverfahren nach Titel II der Städteordnung 
für die Provinz Weſtfalen. 

6. Das für die Stadt Gelſenkirchen geltende Ortsſtatut vom 28. Auguſt 
1902 über die Bildung der Gemeinde-Wählerabteilungen nach dem Maßſtabe 
der Zwölftelung erhält Gültigkeit auch für die Gemeinde Ückendorf und kommt 
bereits für die erſten Stadtverordnetenwahlen ($ 5) zur Anwendung. Die zukünftige 
Stadtverordnetenverſammlung ſoll in Anderung des Statuts nicht behindert ſein. 


§ 5. 

Die Wahlen zu der nach § 4 zu bildenden Stadtverordnetenverſammlung 
können ſchon vor dem Tage der Vereinigung ſtattfinden. Die hierzu erforder 
lichen Anordnungen hat der Erſte Bürgermeiſter von Gelſenkirchen, für Uckendorf 
im Einvernehmen mit dem Amtmann des Amtes Uckendorf zu treffen. 


§ 6. 

1. Der Erſte Bürgermeiſter Machens in Gelſenkirchen — deffen Wahl 
periode bis zum 1. Mai 1912 läuft — verbleibt an der Spitze der Verwaltung 
der erweiterten Stadtgemeinde. Er bezieht ein Gehalt von 15000 Mark und 
freie Dienſtwohnung, deren penſionsfähiger Wert auf 1500 Mark feſtgeſetzt wird. 
Außerdem bezieht der Erſte Bürgermeiſter Machens eine nicht penſionsfähige Ent- 
ſchädigung für Repräſentations- und Fuhrkoſten innerhalb des Stadtbezirkes im 
Betrage von 3000 Mark jährlich. ; 


Bei feiner Penſionierung kommen nach dem Stadtverordnetenbeſchluſſe vom 
28. Auguſt 1902 außer der im Dienſte der Stadt Gelſenkirchen verbrachten Zeit 
6 auswärtige Dienſtjahre in Anrechnung. 5 

2. Der Amtmann von Wedelſtaedt in Udendorf wird als beſoldeter Vei- 
geordneter mit ſelbſtändigem Dezernat im Dienſte der Stadtgemeinde auf zwölf 
Jahre angeſtellt. Sein Gehalt wird auf 9000 Mark feſtgeſetzt. 

Außerdem behält er ſeine Dienſtwohnung im vollen bisherigen Umfange. 
Ihr Wert iſt bei Berechnung des penſionsfähigen Dienſteinkommens mit 
1000 Mark anzuſetzen. Im Falle ſeiner Penſionierung wird ſein Ruhegehalt in 
der Weiſe feſtgeſetzt, daß bei Berechnung der Zahl der Dienſtjahre außer den im 
ſtädtiſchen Dienſte verbrachten Jahren auch diejenigen Jahre in Anſatz gebracht 
werden, welche in Anrechnung zu bringen geweſen wären, wenn Herr von Wedel- 
ſtaedt am 1. April 1903 in Ruheſtand getreten wäre. 

Im Range und Dienſteinkommen dürfen ihm nur der Erſte Bürgermeiſter 
Machens und, ſofern auch die Landgemeinde Schalke mit der Stadt Gelſenkirchen 
vereinigt wird und der Amtmann Kloſe in den Dienſt der Stadt tritt, dieſer 
vorgehen. Sollte erſterer ausſcheiden und Amtmann von Wedelſtaedt nicht als 
Nachfolger gewählt werden, ſo hat er das Recht, aus dem Dienſte der Stadt 
auszutreten, die alsdann verpflichtet ift, ihm fein jetziges Dienſteinkommen mit 
7000 Mark auf Lebenszeit zu zahlen, wogegen er jeden Anſpruch auf Penſion, 
jedoch nicht auf Witwen- und Waiſenverſorgung verliert. Bei Behinderung des 
Erſten Bürgermeiſters werden die künftigen Beigeordneten Kloſe, von Eberſtein 
und von Wedelſtaedt die Vertretung abwechſelnd nach näherer Beſtimmung über— 
nehmen. Für den künftigen Beigeordneten von Wedelſtaedt ift die Genehmigung 
zur Führung des Titels „Bürgermeiſter“ nachzuſuchen. 2 

3. Die übrigen zur Zeit der Vereinigung im Dienfte des Amtes Ucken— 
dorf und der Gemeinde Uckendorf ſtehenden Beamten ſowie die Lehrperſonen 
gehen von dieſem Zeitpunkt an mit ihrem Dienſteinkommen und ihren Anſprüchen 
auf Ruhegehalt und Hinterbliebenenverſorgung in den Dienſt der erweiterten 
Stadtgemeinde über. Läßt ſich in einzelnen Fällen eine Schädigung ihrer jetzigen 
Dienſtſtellung nicht vermeiden, ſo ſind Entſchädigungen nach billigem Ermeſſen 
durch die zukünftige Stadtverordnetenverſammlung zu bewilligen. 


§7. 

J. Der Sitz der ſtädtiſchen Hauptverwaltung verbleibt in der jetzigen Stadt 
Gelſenkirchen. ; 

2. Die Sparkaſſe in Uckendorf geht in den Beſitz der erweiterten Stadt- 
gemeinde über, welche vom Tage der Vereinigung ab den Garantieverband für 
die Sparkaſſe bildet. Sie bleibt jedoch ſo lange als ſelbſtändige Sparkaſſe De- 
ſtehen, bis die Stadtverordnetenverſammlung die Vereinigung mit der Sparkaſſe 
in Gelſenkirchen beſchließt. 

3. Das im Abf. 2 Geſagte gilt ſinngemäß auch von der Sparkaſſe in 
Gelſenkirchen. ; 
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§8. 

Die Art der Beſteuerung ſoll in der zukünftigen erweiterten Stadtgemeinde 
mit folgenden Ausnahmen gleich ſein: 

a) Solange in der jetzigen Stadt Gelſenkirchen Schulſozietäten beſtehen 
und Schulſteuern erhoben werden, follen diefe den Steuerpflichtigen das 
ſelbſt auf die von ihnen zu zahlenden Gemeindeſteuern angerechnet werden. 
In der jetzigen Gemeinde Ückendorf erhalten die beiden Kirchengemeinden 
Zuſchüſſe aus der Gemeindekaſſe, die ſich auf 1 Mark für jeden evan— 
geliſchen und katholiſchen Einwohner belaufen. Dieſe Zuſchüſſe follen 
auch ferner aus der Stadtkaſſe gezahlt werden. Dafür ſind die Zu— 
ſchläge zur Einkommenſteuer derjenigen Perſonen, Geſellſchaften uw., 
die nach § 33 des Kommunalabgabengeſetzes in der Gemeinde Uckendorf 
ſteuerpflichtig wären, wenn dieſe ſelbſtändig bliebe, um ſo viel höher 
zu belaſſen, daß dadurch die Ausgabe für die Zuſchüſſe gedeckt wird. 
Die in der jetzigen Stadt Gelſenkirchen eingeführte Grundſteuer nach 
dem gemeinen Werte iſt — vorbehaltlich eines anderweitigen Beſchluſſes 
der künftigen Stadtverordnetenverſammlung — für den Bezirk der 
Gemeinde Uckendorf nicht maßgebend. 

An ihrer Stelle werden Zuſchläge zur ſtaatlich veranlagten Grund- und 
Gebäudeſteuer von ſolcher Höhe erhoben, wie ſie in Gelſenkirchen zur Deckung 
des Solls der ſtädtiſchen Grundſteuer erforderlich ſein würden. 


b 


— 
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9. 

Dieſer Vertrag wird geſchloſſen in Kenntnis von den gleichzeitig zwiſchen 
der Stadtgemeinde Gelſenkirchen und den Landgemeinden Bismarck, Bulmke, 
Hüllen geſchloſſenen Vereinigungsverträgen. Die Landgemeinde Uckendorf tritt 
denſelben damit bei. 

§ 10. 
Unter dem Vorſitze des Erſten Bürgermeiſters Machens wird aus dieſem, 
den Amtmännern von Eberſtein und von Wedelſtaedt und den Herren: 
a) für die Stadt Gelſenkirchen 
Bergwerksdirektor Naderhoff, 
Juſtizrat Greve, 
Sanitätsrat Dr. Falckenberg, 

b) für die Gemeinde Udendorf 
Bergwerksdirektor Bingel, 
Gemeindevorſteher Beckmann, 

c) für die Gemeinden des Amtes Bismarck 
Bergwerksdirektor Leibold, 
Generaldirektor Burgers, 
Gutsbeſitzer Dr. Wilhelms, 
Direktor Großbüning 

eine Kommiſſion gebildet. 
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Dieſe Kommiſſion erhält von allen beteiligten Gemeinden den Auftrag 
und die Vollmacht: 
1. bis zum Inkrafttreten der Vereinigung bindende Ubergangsbeſtimmungen 
zu treffen; 
2. Beſchlüſſe der zukünftigen Stadtverordnetenverſammlung vorzubereiten; 
3. Anderungen der ſämtlichen Vereinigungsverträge vorzunehmen, welche 
von der Königlichen Staatsregierung von Aufſichts wegen gefordert 
werden; ; 
4. mit den Landgemeinden Schalke und Heßler auch über ihre Vereinigung 
mit der Stadt Gelſenkirchen zu verhandeln und nach ergebnisvollem 
Verlaufe der Verhandlungen einen Vereinigungsvertrag zu ſchließen. 
Die Kommiſſion iſt, wenn ihre Mitglieder nach den Beſtimmungen der 
Städte- oder Landgemeindeordnung ordnungsmäßig geladen ſind, ohne Rück⸗ 
ſicht auf die Zahl der Erſchienenen beſchlußfähig. Gibt ein Kommiſſionsmitglied 
je nach feinem Wohnorte dem Erſten Bürgermeiſtex in Gelſenkirchen „dem Amt⸗ 
manne von Bismarck oder dem Amtmanne von Uckendorf Nachricht von ſeiner 
Behinderung, ſo hat dieſer einen Stellvertreter zu beſtimmen und zu laden. 
Dieſe Ladung iſt an Formen und Friſten nicht gebunden. Die Kommiſſion 
faßt ihre Beſchlüſſe nach Stimmenmehrheit. 
Das Mandat der Kommiſſion erliſcht mit dem Zuſammentritte der zu⸗ 
künftigen Stadtverordnetenverſammlung. N 
Von jeder Sitzung der Kommiſſion iſt unter Angabe der Tagesordnung 
dem Herrn Regierungspräſidenten und dem Herrn Landrat des Kreiſes Gelſen— 
kirchen behufs Teilnahme an der Sitzung Mitteilung zu machen. i 


11. 
Sollte die Vereinigung der Gemeinden noch nicht zum 1. April 1903 
attfinden können, ſo kann durch Geſetz oder Königliche Verordnung — je 
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nachdem die Vereinigung auf dem einen oder anderen Wege zu erfolgen hat — 
ein anderer Zeitpunkt für die Vereinigung feſtgeſetzt werden. Geſchieht dies, ſo 
tritt überall, wo in dieſem Vertrage vom 1. April 1903 die Rede iſt, an deſſen 
Stelle der anderweit feſtgeſetzte Zeitpunkt. 

Gelſenkirchen, den 20. November 1902. 


(Folgen Unterſchriften.) 


V. 


Vereinigungsvertrag. 


Shorfihen der Stadtgemeinde Gelſenkirchen und der Landgemeinde Schalke wird 
nachſtehender Vertrag abgeſchloſſen. 


981. 
Vom 1. April 1903 ab wird die Landgemeinde Schalke mit der Stadt⸗ 
gemeinde Gelſenkirchen vereinigt. 
92. 


Mit dem Tage der Vereinigung werden die Aktiva und Paſſiva beider 
Gemeinden zu einem einheitlichen Ganzen verſchmolzen. Stiftungsvermögen 
bleibt jedoch den ſtiftungsmäßigen Zwecken nach wie vor erhalten. 


§. 3. 

Die für Schalke erlaſſenen Ortsſtatute, Steuerordnungen, Reglements und 
Polizeiverordnungen bleiben einſtweilen in Kraft, bis ſie im ordnungsmäßigen 
Wege aufgehoben werden, ſofern nicht in dieſem Vertrag etwas anderes 
beſtimmt iſt. 

§ 4. 


1. Bis zum 1. Januar 1915 bilden die jetzige Stadtgemeinde Gelſenkirchen 
und die jetzige Landgemeinde Schalke je einen beſonderen Wahlbezirk. 

Die juriſtiſchen Perſonen, welche im Jahre 1902 in mehreren der be— 
teiligten Gemeinden Wahlrecht haben, behalten ihr Wahlrecht in jedem der ent— 
ſprechenden Wahlbezirke bis zum 1. Januar 1915, bei Bildung der Gemeinde— 
wählerliſten der einzelnen Bezirke iſt der auf die Geſamtſtadt entfallende Satz an 
direkten Staats- und Gemeindeſteuern einer jeden dieſer juriſtiſchen Perſonen nach 
dem gleichen Verhältniſſe zu verteilen, nach welehem im Jahre 1902 der damals 
auf jede derſelben entfallende Geſamtſatz derſelben Steuerarten in den Wähler— 
liſten verteilt iſt. : 

2. In jedem Wahlbezirk entfällt für die Zeit bis zum 1. Januar 1909 
auf je 2000 der bei der Perſonenſtandsaufnahme im November 1902 ermittelten 
Einwohner ein Stadtverordneter mit der Maßgabe, daß die über ein Vielfaches 
von 2000 überſchießende Einwohnerzahl gleich 2000 gerechnet wird, wenn fie 
mindeſtens 1000 beträgt, andernfalls aber unberückſichtigt bleibt. 
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Hiernach entfallen auf den jetzigen Stadtbezirk Gelſenkirchen mit 37 040 Ein⸗ 
wohnern 19 Stadtverordnete, auf Schalke mit 26733 Einwohnern 13 Stadt⸗ 
verordnete. 

3. Für die Zeit vom 1. Januar 1909 bis 4. Januar 1915 ſoll — 
abgeſehen von zweckmäßiger, durch die Stadtverordnetenverſammlung zu be⸗ 
ſchließender Abrundung nach oben oder unten — eine Veränderung der Zahl 
der Stadtverordneten nicht eintreten und daher dann erneut auf Grund der im 
November 1907 ſtattfindenden Perſonenſtandsaufnahme feſtgeſtellt werden, auf 
wie viele Einwohner ein Stadtverordneter und wie viele Stadtverordnete auf jeden 
Wahlbezirk entfallen. Der Ausgleich hat bei der Wahl im November 1908 zu 
geſchehen. 

4. Iſt die nach Vorſtehendem auf einen Wahlbezirk entfallende Zahl der 
Stadtverordneten durch 3 nicht teilbar, ſo iſt, je nachdem der Reſt 2 oder 1 
beträgt, entweder von der I. und III. oder von der II. Wahlabteilung je 
1 Stadtverordneter mehr zu wählen als von der oder den anderen Abteilungen. 

5. Von den zwerft — für die Zeit bis 1. Januar 1909 zu wählenden 
Stadtverordneten (ogl. § 5) jeder Abteilung jeden Wahlbezirkes ſcheidet am 
1. Januar 1905 ein Drittel und die etwa über ein Vielfaches von 3 über⸗ 
ſchießende Zahl, am 1. Januar 1907 ein weiteres Drittel aus. Für jede Ab⸗ 
teilung wird durch das Los beſtimmt, wer am 1. Januar 1905 und 1. Januar 
1907 auszuſcheiden hat. 

Hat ein Wahlbezirk weniger als 9 Stadtverordnete, ſo wird die Reihen⸗ 
folge des Ausſcheidens ebenfalls durch das Los beſtimmt. 

Im übrigen regelt ſich das Wahlverfahren nach Titel II der Städteordnung 
für die Provinz Weſtfalen. 

6. Das für die Stadt Gelſenkirchen geltende Ortsſtatut vom 28. Auguſt 
1902 über die Bildung der Gemeindewählerabteilungen nach dem Maßſtabe der 
Zwölftelung erhält Gültigkeit auch für die Gemeinde Schalke und kommt bereits 
für die erſten Stadtverordnetenwahlen (§ 5) zur Anwendung. Die zukünftige 
Stadtverordnetenverfammlung foll in Anderung des Statuts nicht behindert fein. 


8 3 
Die Wahlen zu der nach $ 4 zu bildenden Stadtverordnetenverſammlung 
können ſchon vor dem Tage der Vereinigung ſtattfinden. Die hierzu erforder 
lichen Anordnungen hat der Erſte Bürgermeiſter von Gelſenkirchen, für Schalke 
im Einvernehmen mit dem Amtmanne des Amtes Schalke zu treffen. 


§ 6. 

1. Der Erſte Bürgermeiſter Machens in Gelſenkirchen — deffen Wahl⸗ 
periode bis zum 1. Mai 1912 läuft verbleibt an der Spitze der Verwaltung 
der erweiterten Stadtgemeinde. Er bezieht ein Gehalt von 15000 Mark und freie 
Dienſtwohnung, deren penſionsfähiger Wert auf 1500 Mark feſtgeſetzt wird. 
Außerdem bezieht der Erſte Bürgermeiſter Machens eine nicht penſionsfähige Ent- 


ſchädigung für Repräſentations- und Fuhrkoſten innerhalb des Stadtbezirkes im 
Betrage von 3000 Mark. 

Bei ſeiner Penſionierung kommen nach dem Stadtverordnetenbeſchluſſe vom 
28. Auguſt 1902 außer der im Dienſte der Stadt Gelſenkirchen verbrachten Zeit 
6 auswärtige Dienſtjahre in Anrechnung. 

2. Der Amtmann Kloſe in Schalke wird als beſoldeter Beigeordneter mit 
ſelbſtändigem Dezernat im Dienſte der Stadtgemeinde auf 12 Jahre angeſtellt. 
Sein Gehalt wird auf 12000 Mark feſtgeſetzt. Außerdem behält er ſeine Dienſt— 
wohnung im vollen bisherigen Umfange. Ihr Wert iſt bei Berechnung des 
penſionsfähigen Dienſteinkommens mit 1000 Mark anzuſetzen. Im Falle ſeiner 
Penſionierung erhält er ein Ruhegehalt von 45 Sechzigſteln ſeines penſionsfähigen 
Dienſteinkommens. . i 

Im Range und Dienſteinkommen darf ihm nur der Erſte Bürgermeiſter 
Machens vorgehen. ; 

Bei Behinderung des Erſten Bürgermeiſters werden die künftigen Bei- 
geordneten Kloſe, von Eberſtein und von Wedelſtaedt die Vertretung abwechſelnd 
nach näherer Beſtimmung übernehmen. Für den künftigen Beigeordneten Kloſe 
ijt die Genehmigung zur Führung des Titels »Bürgermeiſter« nachzuſuchen. 

3. Die übrigen zur Zeit der Vereinigung im Dienſte des Amtes und der 
Gemeinde Schalke ſtehenden Beamten ſowie die Lehrperſonen gehen von dieſem 
Zeitpunkt an mit ihrem Dienſteinkommen und ihren Anſprüchen auf Ruhegehalt 
und Hinterbliebenenverſorgung in den Dienſt der erweiterten Stadtgemeinde über. 
Läßt ſich in einzelnen Fällen eine Schädigung ihrer jetzigen Dienſtſtellung nicht 
vermeiden, ſo ſind Entſchädigungen nach billigem Ermeſſen durch die zukünftige 
Stadtverordnetenverſammlung zu bewilligen. 


i 

I. Der Sitz der ſtädtiſchen Hauptverwaltung verbleibt in der jetzigen 
Stadt Gelſenkirchen. 

2. Die Sparkaſſe in Schalke geht in den Beſitz der erweiterten Stadt- 
gemeinde über, welche vom Tage der Vereinigung ab den Garantieverband für 
die Sparkaſſe bildet. Sie bleibt jedoch fo lange als ſelbſtändige Sparkaſſe be⸗ 
ſtehen, bis die Stadtverordnetenverſammlung die Vereinigung mit der Sparkaſſe 
in Gelſenkirchen beſchließt. 

3. Das im Abf. 2 Geſagte gilt ſinngemäß auch von der Sparkaſſe in 
Gelſenkirchen. 

8. 
Die Art der Beſteuerung ſoll in der zukünftigen erweiterten Stadtgemeinde 
mit folgenden Ausnahmen gleich ſein: 

b a) Solange in der jetzigen Stadt Gelſenkirchen Schulſozietäten beſtehen 
und Schulſteuern erhoben werden, ſollen dieſe den Steuerpflichtigen 
daſelbſt auf die von ihnen zu zahlenden Gemeindeſteuern angerechnet 
werden. f 


va 
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bp) In der jetzigen Gemeinde Uckendorf erhalten die beiden Kirchengemeinden 
Zuſchüſſe aus der Gemeindekaſſe, die ſich auf 1 Mark für jeden evan⸗ 
geliſchen und katholiſchen Einwohner belaufen. Dieſe Zuſchüſſe ſollen 
auch ferner aus der Stadtkaſſe gezahlt werden. Dafür ſind die Zu— 
ſchläge zur Einkommenſteuer derjenigen Perſonen, Geſellſchaften uſw., 
die nach § 33 des Kommunglabgabengeſetzes in der Gemeinde Ucken— 
dorf ſteuerpflichtig wären, wenn dieſe ſelbſtändig bliebe, um ſo viel 
höher zu belaſten, daß dadurch die Ausgabe für die Zuſchüſſe gedeckt 
wird. Innerhalb der erſten 15 Jahre, vom Tage der Vereinigung 
ab, darf kein Zuſchuß an eine Kirchengemeinde gewährt werden, der 
eine Mehrbelaſtung für die Eingeſeſſenen von Schalke bedingt. 

Die in der jetzigen Stadt Gelſenkirchen eingeführte Grundſteuer nach 
dem gemeinen Werte iſt — vorbehaltlich eines anderweitigen Beſchluſſes 
der künftigen Stadtverordnetenverſammlung — für den Bezirk der 
Gemeinde Schalke nicht maßgebend. An ihrer Stelle werden Zuſchläge 
zur ſtaatlich veranlagten Grund- und Gebäudefteuer von ſolcher Höhe 
erhoben, wie ſie in Gelſenkirchen zur Deckung des Solls der ſtädtiſchen 
Grundſteuer erforderlich ſein würden. 


Si 
Dieſer Vertrag wird geſchloſſen in Kenntnis von den am 20. November 
1902 zwiſchen der Stadtgemeinde Gelſenkirchen und den Landgemeinden Bis— 
marck, Bulmke, Hüllen, Uckendorf geſchloſſenen Vereinigungsverträgen. Die 
Landgemeinde Schalke tritt denſelben damit bei. 


: SELO; 
Unter dem Vorſitze des Erſten Bürgermeiſters Machens wird aus dieſem, 
den Amtmännern Kloſe, von Eberſtein und von Wedelſtaedt und 

a) für die Stadt Gelſenkirchen 
Bergwerksdirektor Naderhoff, 
Juſtizrat Greve, 
Sanitätsrat Dr. Falckenberg, 

b) für die Gemeinde Uckendorf 
Bergwerksdirektor Bingel, 
Gemeindevorſteher Beckmann, 

e) für die Gemeinden des Amtes Bismarck 
Bergwerksdirektor Leibold, 
Generaldirektor Burgers, 
Gutsbeſitzer Dr. Wilhelms, 
Direktor Großbüning, 

d) für die Gemeinde Schalke 
Bergrat Müller, 
Direktor Eichhoff 

eine Kommiſſion gebildet. 
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Diefe Kommiſſion erhält von allen beteiligten Gemeinden den Auftrag 
und die Vollmacht: A 

1. bis zum Inkrafttreten der Vereinigung bindende Übergangsbeſtimmungen 
zu treffen; 

2. Beſchlüſſe der zukünftigen Stadtverordnetenverſammlung vorzubereiten ; 

3. Anderungen der ſämtlichen Vereinigungsverträge vorzunehmen, welche 
von der Königlichen Staatsregierung von Aufſichts wegen gefordert 
werden; 

4. mit der Landgemeinde Heßler über auch ihre Vereinigung mit der 
Stadt Gelſenkirchen zu verhandeln und nach ergebnisvollem Verlaufe 
der Verhandlungen einen Vereinigungsvertrag zu ſchließen. 

Die Kommiſſion ift, wenn ihre Mitglieder nach den Beſtimmungen der 
Städte⸗ oder Landgemeindeordnung ordnungsmäßig geladen ſind, ohne Rückſicht 
auf die Zahl der Erſchienenen beſchlußfähig. Gibt ein Kommiſſionsmitglied je 
nach feinem Wohnorte dem Erſten Bürgermeiſter in Gelſenkirchen, dem Amt- 
manne von Bismarck, dem Amtmanne von Uckendorf oder dem Amtmanne von 
Schalke Nachricht von ſeiner Behinderung, ſo hat dieſer einen Stellvertreter zu 
beſtimmen und zu laden. Dieſe Ladung iſt an Formen und Friſten nicht ges 
bunden. Die Kommiſſion faßt ihre Beſchlüſſe nach Stimmenmehrheit. 

Das Mandat der Kommiſſion erliſcht mit dem Zuſammentritt der zu⸗ 
künftigen Stadtverordnetenverſammlung. R 

Von jeder Sitzung der Kommiſſion ift unter Angabe der Tagesordnung 
dem Herrn Regierungspräſidenten und dem Herrn Landrat des Landkreiſes Gelſen⸗ 
kirchen behufs Teilnahme an den Sitzungen Mitteilung zu machen. 


7 I. 

Der Gemeinde Schalke wird folgendes zugeſtanden: 

J. Die Stadtverwaltung der zukünftigen erweiterten Stadtgemeinde ſetzt 
auf ihr Programm der weiteren Ausgeſtaltung des Kleinbahnnetzes als 
erſten Punkt den Ausbau der folgenden Linien: i 

a) Linie Caternberg Bismarck durch die Grillo- oder Wilhelmſtraße, 
b) Fortſetzung der Linie über den Sutumer Weg bis nach Buer, 
e) Linie Heßler durch die Wilhelminenſtraße nach Gelſenkirchen 1 

2. Die Belaſſung des vorhandenen Gymnaſiums oder an deſſen Stelle 

einer anderen höheren Vollanſtalt; 

Die Herſtellung eines Platzes mit gärtneriſchen Anlagen weſtlich der 

Friedrichſtraße, wofür eine Summe von mindeſtens 60000 Mark auf⸗ 

zuwenden ift; 

Späteſtens innerhalb eines Jahres nach erfolgter Genehmigung des 

für die Gemeinde Schalke aufgeſtellten Kanaliſationsprojekts und nach 

dem Eintritte von deſſen Durchführbarkeit muß die Ausführung des- 
ſelben in Angriff genommen und ſodann im bebauten Gemeindeteil 
mit möglichſter Beſchleunigung fortgeſetzt und beendet werden. 
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912. i 

Sollte die Vereinigung der Gemeinden noch nicht zum 1. April 1903 
ſtattfinden können, ſo kann durch Geſetz oder Königliche Verordnung — je nat- 
dem die Vereinigung auf dem einen oder anderen Wege zu erfolgen hat — ein 
anderer Zeitpunkt für die Vereinigung feſtgeſetzt werden. Geſchieht dies, ſo tritt 
überall, wo in dieſem Vertrage vom 1. April 1903 die Rede iſt, an deſſen 
Stelle der anderweit feſtgeſetzte Zeitpunkt. 

Schalke, den 5. Dezember 1902. 


(Folgen Unterſchriften.) 


Vereinigungsvertrag. 


Zwischen der Stadtgemeinde Gelſenkirchen und der Landgemeinde Heßler wird 
nachſtehender Vertrag abgefchloffen. 
N 
Vom 1. April 1903 ab wird die Landgemeinde Heßler mit der Stadt 
gemeinde Gelſenkirchen vereinigt. 
§ 2.5 


Mit dem Tage der Vereinigung werden die Aktiva und Paſſiva beider 
Gemeinden zu einem einheitlichen Ganzen verſchmolzen. Stiftungsvermögen bleibt 
jedoch den ſtiftungsmäßigen Zwecken nach wie vor erhalten. 


§ 3. i 
Die für Heßler erlaſſenen Ortsſtatute, Steuerordnungen, Reglements und 
Polizeiverordnungen bleiben einſtweilen in Kraft, bis ſie im ordnungsmäßigen 
Wege aufgehoben werden, ſofern nicht in dieſem Vertrage etwas anderes be— 
ſtimmt iſt. 
§ 4. 


: J. Bis zum 1. Januar 1915 bilden die jetzige Stadtgemeinde Gelſen— 
kirchen und die jetzige Landgemeinde Heßler je einen beſonderen Wahlbezirk. Die 
Les 
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juriſtiſchen Perſonen, welche im Jahre 1902 in mehreren der beteiligten Gemeinden 
Wahlrecht haben, behalten ihr Wahlrecht in jedem der entſprechenden Wahlbezirke 
bis zum 1. Januar 1915; bei Bildung der Gemeindewählerliſten der einzelnen 
Bezirke iſt der auf die Geſamtſtadt entfallende Satz an direkten Staats- und 
Gemeindeſteuern einer jeden dieſer juriſtiſchen Perſonen nach dem gleichen Berz 
hältniſſe zu verteilen, nach welchem im Jahre 1902 der damals auf jede derſelben 
entfallende Geſamtſatz derſelben Steuerarten in den Wählerliſten verteilt iſt. 

2. In jedem Wahlbezirk entfällt für die Zeit bis zum 1. Januar 1909 
auf je 2000 der bei der Perſonenſtandsaufnahme im November 1902 ermittelten 
Einwohner ein Stadtverordneter mit der Maßgabe, daß die über ein Vielfaches 
von 2000 überſchießende Einwohnerzahl gleich 2000 gerechnet wird, wenn ſie 
mindeſtens 1000 beträgt, anderenfalls aber unberückſichtigt bleibt. 

Hiernach entfallen auf den jetzigen Stadtbezirk Gelſenkirchen mit 37.040 Ein- 
wohnern 19 Stadtverordnete, auf Heßler mit 6116 Einwohnern 3 Stadtverordnete. 

3. Für die Zeit vom 1. Januar 1909 bis 1. Januar 1915 foll — ab- 
geſehen von zweckmäßiger, durch die Stadtverordnetenverſammlung zu beſchließender 
Abrundung nach oben oder unten — eine Veränderung der Zahl der Stadt— 
verordneten nicht eintreten, und daher dann erneut auf Grund der im November 
1907 ſtattfindenden Perſonenſtandsaufnahme feſtgeſtellt werden, auf wie viele Ein- 
wohner ein Stadtverordneter und wie viele Stadtverordnete auf jeden Wahl⸗ 
bezirk entfallen. Der Ausgleich hat bei der Wahl in November 1908 zu geſchehen. 

4. Iſt die nach Vorſtehendem auf einen Wahlbezirk entfallende Zahl der 
Stadtverordneten durch 3 nicht teilbar, ſo iſt, je nachdem der Reſt 2 oder 1 
beträgt, entweder von der I. und III. oder von der II. Wahlabteilung je 
1 Stadtverordneter mehr zu wählen, als von der oder den anderen Abteilungen. 

5. Von den zuerſt — für die Zeit bis 1. Januar 1909 zu wählenden 
Stadtverordneten (vgl. H 5) jeder Abteilung jeden Wahlbezirkes, ſcheidet am 
1. Januar 1905 ein weiteres Drittel und die etwa über ein Vielfaches von 3 
überſchießende Zahl, am 1. Januar 1907 ein weiteres Drittel aus. Für jede 
Abteilung wird durch das Los beſtimmt, wer am 1. Januar 1905 und 1. Januar 
1907 auszuſcheiden hat. 

Hat ein Wahlbezirk weniger als 9 Stadtverordnete, ſo wird die Reihen⸗ 
folge des Ausſcheidens ebenfalls durch das Los beſtimmt. Im übrigen regelt 
ſich das Wahlverfahren nach Titel II der Städteordnung für die Provinz Weſtfalen. 

6. Das für die Stadt Gelſenkirchen geltende Ortsſtatut vom 28. Auguſt 
1902 über die Bildung der Gemeindewählerabteilungen nach dem Maßſtabe der 
Zwölftelung erhält Gültigkeit auch für die Gemeinde Heßler und kommt bereits 
für die erſten Stadtverordnetenwahlen ($ 5) zur Anwendung. Die zukünftige 
Stadtverordnetenverſammlung ſoll in Anderung des Statuts nicht behindert fein, 


§ 5. 
Die Wahlen zu der nach § 4 zu bildenden Stadtverordnetenverſammlung 
können ſchon vor dem Tage der Vereinigung ſtattfinden. Die hierzu erforder— 
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lichen Anordnungen hat der Erſte Bürgermeiſter von Gelſenkirchen „für Heßler 
im Einvernehmen mit dem Amtmanne des Amtes Schalke zu treffen. 


§ 6. 

1. Der Crſte Bürgermeiſter Machens in Gelſenkirchen — deſſen Wahl⸗ 
periode bis zum 1. Mai 1912 läuft — verbleibt an der Spitze der Verwaltung 
der erweiterten Stadtgemeinde. Er bezieht ein Gehalt von 15 000 Mark und 
freie Dienſtwohnung, deren penſionsfähiger Wert auf 1500 Mark feſtgeſetzt 
wird. Außerdem bezieht der Erſte Bürgermeiſter Machens eine nicht penſions— 
fähige Entſchädigung für Repräſentations- und Fuhrkoſten innerhalb des Stadt: 
bezirkes im Betrage von 3000 Mark jährlich. Bei ſeiner Penſionierung kommen 
nach dem Stadtverordnetenbeſchluſſe vom 28. Auguſt 1902 außer der im Dienſte 
der Stadt Gelſenkirchen verbrachten Zeit 6 auswärtige Dienſtjahre in Anrechnung. 

2. Die zur Zeit der Vereinigung im Dienſte der Gemeinde Heßler ſtehen— 
den Beamten ſowie die Lehrperſonen gehen von dieſem Zeitpunkt an mit ihrem 
Dienſteinkommen und ihren Anſprüchen auf Ruhegehalt und Hinterbliebenenver— 
ſorgung in den Dienſt der erweiterten Stadtgemeinde über. Läßt ſich in einzelnen 
Fällen eine Schädigung ihrer jetzigen Dienſtſtellung nicht vermeiden, ſo ſind Ent— 
ſchädigungen nach billigem Ermeſſen durch die zukünftige Stadtverordnetenver— 


ſammlung zu bewilligen. 

87. 
; Der Sitz der ſtädtiſchen Hauptverwaltung verbleibt in der jetzigen Stadt 
Gelſenkirchen. 


§ 8. 

Die Art der Beſteuerung ſoll in der zukünftigen erweiterten Stadtgemeinde 
mit folgenden Ausnahmen gleich ſein: 

a) Solange in der jetzigen Stadt Gelſenkirchen Schulſozietäten beſtehen 
und Schulſteuern erhoben werden, ſollen dieſe den Steuerpflichtigen 
daſelbſt auf die von ihnen zu zahlenden Gemeindeſteuern angerechnet 
werden. 4 
In der jetzigen Gemeinde Ucendorf erhalten die beiden Kirchengemeinden 
Zuſchüſſe aus der Gemeindekaſſe, die ſich auf 1 Mark für jeden 
evangeliſchen und katholiſchen Einwohner belaufen. Dieſe Zuſchüſſe 
ſollen auch ferner aus der Stadtkaſſe gezahlt werden. Dafür ſind die 
Zuſchläge zur Einkommenſteuer derjenigen Perſonen, Geſellſchaften uſw., 
die nach § 33 des Kommunalabgabengeſetzes in der Gemeinde Ucken— 
dorf ſteuerpflichtig wären, wenn ſie ſelbſtändig bliebe, um fo viel höher 
zu belaſten, daß dadurch die Ausgabe für die Zuſchüſſe gedeckt wird. 
c) Die in der jetzigen Stadt Gelſenkirchen eingeführte Grundſteuer nach 

dem gemeinen Werte iſt — vorbehaltlich eines anderweitigen Beſchluſſes 
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der künftigen Stadtverordnetenverſammlung — für den Bezirk der 
Gemeinde Heßler nicht maßgebend. An ihrer Stelle werden Zuſchläge 
zur ſtaatlich veranlagten Grund- und Gebäudeſteuer von ſolcher Höhe 
erhoben, wie ſie in Gelſenkirchen zur Deckung des Solls der ſtädtiſchen 
Grundſteuer erforderlich fein würden (ſiehe jedoch nachſtehend unter d). 
Die jetzt in der Gemeinde Heßler Steuerpflichtigen ſowie deren Nach— 
kommen und erſten Rechtsnachfolger im Erbgange zahlen bis zum 
1. April 1918 an Kommunalſteuern von der auf den Bezirk der 
Gemeinde Heßler entfallenden Einkommen-, Grund- und Gebäudeſteuer 
je 25 Prozent weniger als die übrigen Steuerpflichtige der erweiterten 
Stadtgemeinde, jedoch höchſtens 150 Prozent der Einkommen- und 
170 Prozent der Grund- und Gebäudeſteuer und mindeſtens 140 Prozent 
der Einkommen- und 160 Prozent der Grund- und Gebäudeſteuer. 
Belaſtet die erweiterte Stadtgemeinde die eine oder andere Steuerart 
mit geringeren Steuerzuſchlägen, ſo kommen auch dieſe niederen Sätze 
für den Bezirk Heßler zur Erhebung. 
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; § 9. 

Dieſer Vertrag wird geſchloſſen in Kenntnis von den für Bismarck, 
Bulmke, Hüllen und Ückendorf am 20. November 1902, für Schalke am 
5. Dezember zwiſchen der Stadtgemeinde Gelſenkirchen und den genannten Qand- 
gemeinden geſchloſſenen Vereinigungsverträgen. Die Landgemeinde Heßler tritt 
denſelben damit bei. 

§ 10. 

Unter dem Vorſitze des Erſten Bürgermeiſters Machens wird aus dieſem, 
den Amtmännern Kloſe, von Eberſtein und von Wedelſtaedt und 

a) für die Stadt Gelſenkirchen 

Bergwerksdirektor Naderhoff, 
Juſtizrat Greve, 
Sanitätsrat Dr. Falckenberg, 
b) für die Gemeinde Uckendorf 
Bergwerksdirektor Bingel, 
Gemeindevorſteher Beckmann, 

c) für die Gemeinden des Amtes Bismarck 
Bergwerksdirektor Leibold, 
Generaldirektor Burgers, 
Direktor Großbüning, 
Gutsbeſitzer Dr. Wilhelms, 

d) für die Gemeinde Schalke 
Bergrat Müller, 
Direktor Eichhoff, 


e) für die Gemeinde Heßler 
Vorſteher Ahmann, 
Landwirt E. Schalke 

eine Kommiſſion gebildet. 


Dieſe Kommiſſion erhält von allen beteiligten Gemeinden den Auftrag und 
die Vollmacht: i 

J. bis zum Inkrafttreten der Vereinigung bindende Ubergangsbeſtimmungen 

zu treffen;; ; 

2. Beſchlüſſe der zukünftigen Stadtverordnetenverſammlung vorzubereiten; 
3. Anderungen der ſämtlichen Vereinigungsverträge vorzunehmen, welche 

von der Königlichen Staatsregierung von Aufſichts wegen gefordert 
werden. i 

Die Kommiſſion ift, wenn ihre Mitglieder nach den Beſtimmungen der 
Städte- oder Landgemeindeordnung ordnungsmäßig geladen find, ohne Rückſicht 
auf die Zahl der Erſchienenen beſchlußfähig. Gibt ein Kommiſſionsmitglied je 
nach ſeinem Wohnorte dem Erſten Bürgermeiſter in Gelſenkirchen, dem Umt- 
mame von Bismarck, dem Amtmanne von Ückendorf oder dem Amtmanne von 
Schalke Nachricht von feiner Behinderung, fo hat dieſer einen Stellvertreter zu 
beſtimmen und zu laden. Dieſe Ladung iſt an Formen und Friſten nicht ge— 
bunden. Die Kommiſſion faßt ihre Beſchlüſſe nach Stimmenmehrheit. 

Das Mandat der Kommiſſion erliſcht mit dem Zuſammentritte der zu- 
künftigen Stadtverordnetenverſammlung. Von jeder Sitzung der Kommiſſion ift 
unter Angabe der Tagesordnung dem Herrn Regierungspräſidenten und dem 
Herrn Landrat des Landkreiſes Gelſenkirchen behufs Teilnahme an der Sitzung 
Mitteilung zu machen. 


II 

Der Gemeinde Heßler wird folgendes zugeſtanden: 

a) Innerhalb der 3 erſten Jahre nach vollzogener Vereinigung ſollen in 
der jetzigen Gemeinde Heßler für außerordentliche Wegebauzwecke im 
ganzen 150 000 Mark verwendet werden. Über die Verwendungsart 
beſchließt bis zum 1. April 1903 die Gemeindevertretung von Heßler. 

b) Der Schlachthauszwang für Privatſchlachtungen darf für den Bezirk 
der Gemeinde Heßler vor Ablauf von 15 Jahren nach der Vereinigung 
nur dann eingeführt werden, wenn in demſelben 20 000 Seelen wohnen. 

e) Die Stadtverwaltung hat in gleicher Weiſe wie den Ausbau der in 
dem Vertrage mit Schalke aufgeführten Straßenbahnlinien, die Weiter- 
führung der Linie Gelſenkirchen Wilhelminenſtraße-Heßler nach Catern— 
berg, Horſt oder Alteneſſen zu betreiben. 

d) Die erweiterte Stadtgemeinde hat für alsbaldige Schaffung einer an- 
gemeſſenen Straßenbeleuchtung in Heßler zu ſorgen. 
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Sollte die Vereinigung der Gemeinden noch nicht zum 1. April 1903 
ſtattfinden können, fo kann durch Geſetz oder Königliche Verordnung — je nadz 
dem die Vereinigung auf dem einen oder anderen Wege zu erfolgen hat — ein 
anderer Zeitpunkt für die Vereinigung feſtgeſetzt werden. Geſchieht dies, ſo tritt 
überall, wo in dieſem Vertrage vom 1. April 1903 die Rede iſt, an deſſen 
Stelle der anderweit feſtgeſetzte Zeitpunkt. 

Schalke, den 15. Dezember 1902. 


(Folgen Unterſchriften.) 


(Fr. 10432.) Allerhöchſter Erlaß vom 8. April 1903, betreffend die Errichtung einer Berge 
werksdirektion in Dortmund. 
Auf Ihren Bericht vom 5. April d. J. beſtimme Ich, was folgt: 

Zur Verwaltung der ſtaatlichen Steinkohlenbergwerke in Weſtfalen wird 
eine Bergwerksdirektion, einſtweilen mit dem Sitze in Dortmund, errichtet. 
Dieſe Direktion unterſteht dem Oberbergamt in Dortmund. Ihr Vorſitzender 
foll zur dritten Rangklaſſe der höheren Provinzialbeamten gehören. Der Gefchäfts- 
gang der Direktion wird durch eine von dem Miniſter für Handel und Gewerbe 
zu erlaſſende Geſchäftsanweiſung geregelt. 


Berlin, den 8. April 1903. 
Wilhelm. 


f Möller. 
An den Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Nedigiert im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
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